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Vesting, Thomas und Stefan Korioth 
(Hrsg.). Der Eigenwert des Verfassungs-
rechts. Was bleibt von der Verfassung 
nach der Globalisierung? Tübingen. 
Mohr Siebeck 2011. 395 Seiten. 74,00 €.

Nachdem lange der Staat im Zentrum 
des sozial- und rechtswissenschaftli-
chen Krisendiskurses stand, wird nun 
auch die nationale Verfassung davon 
erfasst. Das Grundgesetz, einst als 
strahlender Sieger über den als vor-
demokratisch empfundenen Staat ge-
feiert, steht angesichts von Europäisie-
rung und Globalisierung zunehmend 
unter Druck, seine Vorrangstellung zu 
behaupten. Die bundesdeutsche 
Rechtswissenschaft, die nach 1949 von 
einer beispiellosen Konzentration auf 
das Grundgesetz gekennzeichnet war, 
sieht sich herausgefordert – sie muss 
sich über ihre disziplinären Grundla-
gen verständigen.
Daher weckt der „Versuch der Selbst-
refl exion und Selbstvergewisserung des 
nationalen Staats- und Verfassungs-
rechts zu Beginn des 21. Jahrhunderts“ 
(V), den die Herausgeber Thomas Ves-
ting und Stefan Korioth im Vorwort 
ankündigen, hohe Erwartungen. Der 
Band verspricht, Eigenwert und ver-
bleibende Bedeutung des nationalen 
Verfassungsrechts angesichts der Glo-
balisierung des Rechts und der europä-
ischen Integration zu ergründen. Den 
vielversprechenden Anfang machen die 
Beiträge von Christoph Schönberger 
und Uwe Volkmann, die die weithin 
geteilte Deutung des Aufstiegs der Ver-

fassung als Erfolgsgeschichte einer kri-
tischen Betrachtung unterziehen.
Mit Blick auf die tradierten Verfassun-
gen Frankreichs und der USA ent-
wickelt Schönberger eine alternative 
Lesart der „über Jahrzehnte gepfl egten 
Erzählung vom beispiellosen Sieges-
zug“ (7) der Verfassung. Als Gradmes-
ser dient ihm das international präze-
denzlose Ausmaß der Durchsetzung 
des Vorrangs des Grundgesetzes gegen-
über dem Gesetzgeber. Darin liege ein 
„neuer, anderer deutscher Sonderweg“ 
(13) begründet. Insofern deutet Schön-
berger mit dem relativierenden Blick 
des Komparatisten die zu beobachten-
den Bedeutungsverluste des Grundge-
setzes als verfassungsrechtliche Nor-
malisierung. Dagegen beschreibt Volk-
mann den Aufstieg der Verfassung als 
fundamentalen Wandel des Verfas-
sungsbegriffs. Schrittweise zeichnet er 
eine Entwicklung nach, an deren Ende 
ein prozesshafter Begriff der „lebenden 
Verfassung“ (35) stehe, deren Inhalt 
nunmehr „Resultat einer bestimmten 
sozialen Praxis“ (37) sei. Die damit 
einhergehenden Verluste an Normativi-
tät der Verfassung sieht Volkmann auf-
gefangen in einer „neuartigen Beweg-
lichkeit [...], dank derer sie nun auch 
zu dem immer rapideren sozialen und 
politischen Wandel Kontakt halten 
kann“ (37).
Daran schließen sich zwei Beiträge zu 
einer systemtheoretisch inspirierten 
Verfassungstheorie von Fabian Stein-
hauer und Thomas Vesting an. Auch 
bei Vesting steht die Normativität des 
Verfassungsrechts nicht im Zentrum 
der Verfassungstheorie. Für den Sys-
temtheoretiker gilt es als ausgemacht, 
dass „die Verfassung des Grundgeset-
zes von innen wie von außen in den 
Sog eines Pluralisierungsgeschehens ge-
raten ist“ (78). Die Einheit der Verfas-
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sung sei mithin nur noch auf symboli-
scher Ebene zu erreichen, unterhalb 
derer zerfalle sie in systemspezifi sche 
Teilverfassungen.
Spätestens an dieser Stelle wird deut-
lich, dass die sich nun anschließende 
Abfolge von zwölf Beiträgen zu verfas-
sungsrechtlichen Teilbereichen der (sys-
tem-)theoretischen Präferenz des Her-
ausgebers Vesting geschuldet ist. Alle-
samt sollen sie der Frage nachgehen, ob 
sich neben den grundgesetzlichen Rege-
lungen ein systemspezifi sches Teilver-
fassungsrecht herausgebildet hat, das 
nach eigenen Rationalitäten operiert 
und den Eigenwert der Verfassung un-
terminiert. Helge Rossen-Stadtfeld un-
tersucht den Bereich Medien, Fried-
helm Hase das Sozialrecht, Jens Kersten 
und Oliver Lepsius betrachten das 
Wirtschaftsrecht, Ino Augsberg widmet 
sich dem Wissenschaftsverfassungs-
recht, Stefan Korioth der Finanzverfas-
sung, Hans Michael Heinig dem Religi-
onsverfassungsrecht, Ralf Poscher ana-
lysiert das Sicherheitsverfassungsrecht, 
Indra Spiecker gen. Döhmann den Da-
tenschutz und Ivo Appel schließlich den 
Umweltschutz. Zwei Texte zum Ver-
hältnis von Recht und Politik von Mar-
tin Morlok (Politische Parteien) und 
Matthias Jestaedt (Verfassungsgerichts-
barkeit) schließen sich an.
Indes: Obwohl die Autoren in ihren 
Beiträgen mit dem Begriff der Teilver-
fassung arbeiten, scheint keiner dessen 
systemtheoretische Semantik zu teilen. 
Dies führt nicht nur bisweilen zu Un-
klarheiten im Begriff der Teilverfas-
sung, sondern die Beiträge muten gera-
dezu wie eine Widerlegung der system-
theoretischen Ausgangsprämisse an. So 
spricht Lepsius von einer „Strategie 
der bewussten Nicht-Konstitutionali-
sierung“ (152) der Wirtschaftsord-
nung. Dementsprechend gebe es keine 

Wirtschaftsteilverfassung, da das 
Grundgesetz in diesem Bereich insti-
tutionelle Lösungen vorziehe. Das 
 Sicherheitsverfassungsrecht ist Poscher 
zufolge ebenfalls von dem Bemühen 
gekennzeichnet, die Wirksamkeit des 
grundgesetzlichen Schrankeninstru-
mentariums angesichts neuartiger Be-
drohungslagen zu erhalten. Die dog-
matische Entwicklung habe dafür ge-
sorgt, dass das Grundgesetz sich „nicht 
aus der sicherheitspolitischen Diskussi-
on verabschiedet“ (260).
Es sind Zweifel angebracht, ob die gro-
ße Zahl der Beiträge nötig gewesen 
wäre, um die angebliche Aufspaltung 
des Grundgesetzes in Teilverfassungen 
durchzudeklinieren. Die Analyse der 
Auswirkungen von Globalisierung und 
Europäisierung auf die Verfassung 
bleibt jedenfalls größtenteils auf der 
Strecke. Und so kommt es am Ende 
Rainer Wahl und Dieter Grimm zu, in 
zwei Beiträgen dieses Versäumnis aus-
zugleichen.
Es ist das Verdienst der beiden, an die 
außerrechtlichen Voraussetzungen des 
Verfassungsbegriffs zu erinnern. Als 
kulturelles Gesamtphänomen kann die 
Verfassung laut Wahl nicht abgelöst 
werden von der von ihr verfassten Ein-
heit, da hinter ihrer Normativität 
„Prozesse der Akzeptanz, des Konsen-
ses und der Zustimmung“ (377) ste-
hen. Grimm macht auf einen Zusam-
menhang aufmerksam, den die meisten 
Beiträge des Bandes durch einen allzu 
einseitigen Blick auf die Verfassungs-
dogmatik vernachlässigen: den Zusam-
menhang von Staat und Verfassung. 
Aufgrund der Durchlässigkeit territori-
aler Grenzen bestehe das Problem der 
Verfassung nach der Globalisierung 
mithin „nicht darin, dass die Verfas-
sung nicht mehr die rechtliche Grund-
ordnung des Staates ist, sondern darin, 
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dass sie nur noch die rechtliche Grund-
ordnung des Staates ist“ (388). 
An verschiedenen Stellen des Sammel-
bandes scheint also doch die „neue 
Grundsätzlichkeit“ (379) der verfas-
sungstheoretischen Diskussion durch, 
die Grimm beobachtet. Insofern ver-
mag der Band das eingangs gemachte 
Versprechen einer Selbstvergewisse-
rung des nationalen Staats- und Verfas-
sungsrechts zumindest teilweise einzu-
lösen.

Verena Frick

Fischer-Lescano, Andreas, Joachim 
Perels und Thilo Scholle (Hrsg.). Der 
Staat der Klassengesellschaft. Rechts- 
und Sozialstaatlichkeit bei Wolfgang 
Abendroth. Baden-Baden. Nomos 2012. 
275 Seiten. 29,00 €.

Die knappe Einleitung thematisiert die 
Rekonstruktion der „Eckpunkte der 
Abendrothschen Rechtstheorie“ und 
die Suche „nach aktuellen Anschluss-
möglichkeiten“ (10). Es folgen 13 Bei-
träge zur Biographie, zum Rechts- und 
Gesellschaftsverständnis und zum De-
mokratiekonzept. Eine Zusammenfas-
sung fehlt. Frank Deppe, Peter Römer 
und Uli Schöler veranschaulichen mit 
ihren Unterschieden (61, 95 ff., 161 f., 
168 f.) das Spektrum um „Abendroths 
Demokratieverständnis“. Allgemein 
geht es um die Geschichtlichkeit des 
Zusammenhangs von modernem Staat 
und bürgerlich-kapitalistischer Gesell-
schaft (so schon Kammler in der von 
Abendroth herausgegebenen Marbur-
ger „Einführung in die politische Wis-
senschaft“, 1968). Dies und direkte po-
litische Konsequenzen machte Abend-
roth, wie es pathetisch heißt, für „Ge-
nerationen kritischer Intellektueller“ 
(61) anregend. Dies wäre Stoff einer 

Retrospektive, die sich theorieverglei-
chend verbindet mit Fragen nach der 
aktuellen Wirkung und Anregung. 
Abendroths Arbeiten und sein prakti-
sches Engagement bilden immerhin ei-
nen Schlüssel für Aufstieg, Ausdifferen-
zierung und Erosion der Protestbewe-
gungen um 1968 und 1970.
Wolfgang Abendroth (1906 - 1985) 
war von 1950 bis 1972 Professor für 
wissenschaftliche Politik an der Philo-
sophischen Fakultät der Universität 
Marburg. Er war zunächst ein unange-
passter, für den Verfassungs- und So-
zialstaat, gegen die Notstandsgesetze 
votierender (149), mit studentischem 
Protest sympathisierender Marxist, der 
aus bevorzugt historischer Sicht 
Machtkonstellationen im antagonisti-
schen Feld von Gesellschaft und De-
mokratie betrachtete. Ab 1970 entwi-
ckelt er, wie es beschönigend heißt, ei-
nen positiven „Bezug auf die Entwick-
lungen in der DDR“ (11), er wird zum 
traditionalistischen Außenseiter (168), 
der 1973 mit einer privaten Karte ge-
genüber A. Norden Ulbrichts Tod be-
dauert. Schon davor vertritt Abendroth 
ein Telos, das Stalins Terror als „unver-
meidlich“ ansieht („Die Wende des 
Stalinismus“, 1956 - vgl. 161). Allge-
mein gilt: Negative Seiten müssen his-
torisch in Kauf genommen werden 
(49). Abendroth hat ein kategoriales, 
Ausdifferenzierungen fremdes, metho-
disch geronnenes Verständnis von 
Marx, er beharrt auf Begriffen wie 
„Klassengesellschaft“ oder „Klassen-
kampf“; das Grundgesetz gilt ihm 
1977 als „Klassenwaffenstillstand“ im 
„Kampf um Verfassungspositionen“ 
(Seifert 1966). Dabei betont Abend-
roth die „Einheit der Arbeiterklasse“ 
und rät in den 1970er Jahren „min-
destens einmal in der Woche“ zur Lek-
türe Lenins gegen „Linksradikalismus“ 
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